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2. Instanz

Aktenzeichen L 22 RJ 104/04
Datum 29.11.2005

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 10.
Dezember 2003 geÃ¤ndert. Der Bescheid vom 25. MÃ¤rz 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14. Mai 2003 wird aufgehoben. Die Beklagte wird
verpflichtet, die Bescheide vom 11. Februar 2000 und 23. Juni 2000 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 20. September 2000 insoweit zurÃ¼ckzunehmen,
als ein Grundrentenbetrag nach dem BVG ab 01. Januar 1999 von 840,00 DM, ab
01. Juli 1999 von 851,00 DM und ab 01. Juli 2000 von 856,00 DM bei der Ermittlung
der Summe der RentenbetrÃ¤ge zugrunde gelegt wird, und daraus resultierend eine
hÃ¶here Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu leisten. Die Beklagte hat dem
KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die Leistung einer hÃ¶heren Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01. Januar 1999 unter Zugrundelegung des Freibetrages, in
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dessen HÃ¶he der Betrag der Verletztenrente unberÃ¼cksichtigt zu bleiben habe,
der sich in Anwendung des Â§ 31 Abs. 1 Bundesversorgungsgesetz (BVG) ergibt.

Der 1956 geborene KlÃ¤ger, der am 04. September 1981 als Wehrpflichtiger einen
Dienstunfall bei der Nationalen Volksarmee (NVA) erlitt, bezog nach Wegfall einer
Invalidenente ab 01. Juni 1989 Unfallrente aus der Sozialversicherung nach einem
KÃ¶rperschaden von 45 % (Bescheid der Verwaltung der Sozialversicherung vom
25. Mai 1989). Diese Unfallrente wurde nachfolgend von der Steinbruchs-
Berufsgenossenschaft gezahlt und erhÃ¶hte sich wegen einer Ã�nderung der
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 66 2/3 v. H. zum 01. Juli 1997, von 80
v. H. zum 01. Dezember 1998 und nach einer Ã�berprÃ¼fung der MdE von 80 v. H.
zum 01. April 1995.

Die Verletztenrente wurde auf der Grundlage einer MdE um 80 v. H., ab 01. Mai
2000 jedoch wegen einer Abfindung fÃ¼r zehn Jahre lediglich zur HÃ¤lfte wie folgt
monatlich gezahlt:

ab 01. Januar 1999 1 538,75 DM bei einem Jahresarbeitsverdienst von 34 621,79
DM

ab 01. Juli 1999 1 578,45 DM bei einem Jahresarbeitsverdienst von 35 515,03 DM

ab 01. Mai 2000 789,22 DM (1 578,44 DM) bei einem Jahresarbeitsverdienst von 35
515,03 DM

ab 01. Juli 2000 793,96 DM (1 587,92 DM) bei einem Jahresarbeitsverdienst von 35
728,12 DM

ab 01. Juli 2001 810,71 DM (1 621,42 DM) bei einem Jahresarbeitsverdienst von 36
481,98 DM

ab 01. Januar 2002 414,50 EUR (829,00 EUR) bei einem Jahresarbeitsverdienst von
18 652,94 EUR

ab 01. Juli 2002 426,50 EUR (853,00 EUR) bei einem Jahresarbeitsverdienst von 19
192,01 EUR

ab 01. Juli 2003 431,57 EUR (863,14 EUR) bei einem Jahresarbeitsverdienst von 19
420,39 EUR.

Nachdem die Beklagte zunÃ¤chst mit Bescheid vom 02. September 1998 Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit bewilligt hatte, gewÃ¤hrte sie mit Bescheid vom 10. Mai
1999 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01. August 1993 bei einem am 31. Juli
1993 eingetretenen Leistungsfall, wobei eine Anrechnung der Verletztenrente auf
die Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht erfolgte.

Auf die Mitteilung der Steinbruchs-Berufsgenossenschaft vom 25. Januar 2000,
wonach durch Bescheid vom 25. Januar 2000 die Verletztenrente ab 01. Dezember
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1998 nach einer MdE von 80 v. H. gezahlt werde, hob die Beklagte mit Bescheid
vom 11. Februar 2000 den Bescheid vom 10. Mai 1999 mit Wirkung vom 01.
Dezember 1998 an auf. Nachdem die Steinbruchs-Berufsgenossenschaft mit
Schreiben vom 30. MÃ¤rz 2000 mitgeteilt hatte, dass die Verletztenrente bereits ab
01. April 1995 nach einer MdE von 80 v. H. gezahlt werde, verfÃ¼gte die Beklagte
mit Bescheid vom 18. April 2000 die Aufhebung des Bescheides vom 10. Mai 1999
mit Wirkung vom 01. April 1995 an. Wegen der hÃ¶heren Verletztenrente wurde
nunmehr die Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit teilweise nicht geleistet. Die
Beklagte ermittelte als Summe der RentenbetrÃ¤ge, die sie dem errechneten
Grenzbetrag gegenÃ¼berstellte, fÃ¼r die Zeit ab 01. Dezember 1998 2 117,98 DM
aus

Rente aus der Rentenversicherung 1 298,23 DM

Leistung aus der Unfallversicherung 1 538,75 DM

abzÃ¼glich Grundrente nach dem BVG (MdE 80 v. H.) 719,00 DM

verbleiben 819,75 DM.

Die Summe der RentenbetrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit ab 01. Juli 1999 mit 2 174,89 DM
ermittelte sie in derselben Weise, wobei sie 1 334,44 DM als Rente aus der
Rentenversicherung, 1 578,45 DM als Leistung aus der Unfallversicherung und
einen Grundrentenbetrag von 738,00 DM zugrunde legte.

Den Betrag der Grundrente entnahm die Beklagte hierbei nicht Â§ 31 Abs. 1 Satz 1
BVG, sondern errechnete ihn nach MaÃ�gabe des Â§ 84 a Satz 1 BVG in Verbindung
mit Anlage I zum Einigungsvertrag (EV) Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt III Nr. 1
Buchstabe a Satz 1 (so genannte Grundrente Ost).

Mit dem dagegen eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, dass die
Sonderregelungen hinsichtlich der Grundrentenbemessung zwischenzeitlich
aufgehoben worden seien.

Mit Bescheid vom 23. Juni 2000 berechnete die Beklagte die Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01. Juli 2000 neu, wobei sie die Summe der
RentenbetrÃ¤ge von 2 187,30 DM aus der Rente der Rentenversicherung mit 1
342,38 DM, der Leistung aus der Unfallversicherung mit 1 587,92 DM und der
Grundrente nach dem BVG von 743,00 DM ermittelte.

Mit Widerspruchsbescheid vom 20. September 2000 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck.

Mit Bescheiden vom 05. Oktober 2000 und 16. Oktober 2000 nahm die Beklagte
eine Neuberechnung der Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01. November 2000
beziehungsweise 01. Dezember 2000 vor, wobei sie die Summe der
RentenbetrÃ¤ge von 2 187,30 DM aus der Rente der Rentenversicherung mit 1
342,38 DM, der Leistung aus der Unfallversicherung mit 1 587,92 DM und der
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Grundrente nach dem BVG von 743,00 DM ermittelte. Der KlÃ¤ger legte dagegen
Widerspruch ein.

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 20. September 2000 erhob der KlÃ¤ger
auÃ�erdem am 20. Oktober 2000 beim Sozialgericht Cottbus Klage, mit der er sich
dagegen wandte, dass die Beklagte bei der Ermittlung der Summe der
RentenbetrÃ¤ge den Grundrentenbetrag nach dem BVG fÃ¼r das Beitrittsgebiet
herangezogen hatte. Am 16. November 2001 nahm der KlÃ¤ger die Klage zurÃ¼ck.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens erfolgte mit Bescheid vom 26. Mai 2001 ab 01. Juli
2001 eine weitere Neuberechnung der Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit. Die
Summe der RentenbetrÃ¤ge von 2 233,07 DM ermittelte die Beklagte dabei aus der
Rente aus der Rentenversicherung mit 1 370,65 DM, der Leistung aus der
Unfallversicherung mit 1 621,42 DM und einem Grundrentenbetrag von 759,00 DM.

Mit Bescheid vom 30. November 2001 nahm die Beklagte ab 01. Januar 2002 eine
weitere Neuberechnung der Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit vor, wobei sie die
Summe der RentenbetrÃ¤ge mit 1 141,82 EUR aus der Rente aus der
Rentenversicherung mit 700,80 EUR, der Leistung aus der Unfallversicherung mit
829,02 EUR und einem Grundrentenbetrag mit 388,00 EUR ermittelte.

Nachdem der KlÃ¤ger zunÃ¤chst die Fortsetzung des durch KlagerÃ¼cknahme
erledigten Klageverfahrens mit dem Ziel der Ã�nderung der im Zeitraum vom 11.
Februar 2000 bis 30. November 2001 ergangenen Bescheide beim Sozialgericht
Cottbus begehrt hatte, stellte er nach erneuter KlagerÃ¼cknahme am 12.
Dezember 2002 einen Antrag auf Ã�berprÃ¼fung des Widerspruchsbescheides vom
20. September 2000 und der zugrunde liegenden Bescheide nach Â§ 44
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X).

Mit Bescheid vom 25. MÃ¤rz 2003 lehnte die Beklagte die RÃ¼cknahme dieser
Bescheide ab, da fÃ¼r die Bestimmung des Grundrentenbetrages bei RentenfÃ¤llen
von Versicherten mit Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichem Aufenthalt am 18. Mai 1990 in
den neuen BundeslÃ¤ndern der Grundrentenbetrag (Ost) gelte. Dies folge aus dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 14. MÃ¤rz 2000.

Mit dem dagegen eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, nach dem
Urteil des BVerfG vom 14. MÃ¤rz 2000 (1 BvR 284/96 und 1 BvR 1659/96) sei
entschieden worden, dass fÃ¼r Berechtigte der neuen LÃ¤nder rÃ¼ckwirkend zum
01. Januar 1999 die GrundrentenbetrÃ¤ge zu berÃ¼cksichtigen seien, die in
entsprechender Anwendung des Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 BVG gezahlt wÃ¼rden, wenn
die Voraussetzungen nach dem HÃ¤ftlingshilfegesetz, dem Strafrechtlichen
Rehabilitierungsgesetz oder â�� wie vorliegend wegen des rechtsstaatswidrigen
Zwangs zum MilitÃ¤rdienst bei der NVA, der die bei ihm bestehenden
gesundheitlichen SchÃ¤den verursacht habe â�� dem Verwaltungsrechtlichen
Rehabilitierungsgesetz erfÃ¼llt seien, wie aus dem zwischenzeitlich geÃ¤nderten Â§
84 a Satz 3 BVG hervorgehe.

Mit Widerspruchsbescheid vom 14. Mai 2003 wies die Beklagte den Widerspruch
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zurÃ¼ck: Das Urteil des BVerfG vom 14. MÃ¤rz 2000 habe keine Auswirkungen bei
der Anwendung des Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a Sozialgesetzbuch Sechstes Buch
(SGB VI).

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 11. Juni 2003 beim Sozialgericht Cottbus Klage
erhoben und vorgetragen, Â§ 84 a Satz 3 BVG sei ab 01. Januar 1999 anzuwenden.

Der KlÃ¤ger hat erstinstanzlich beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 25. MÃ¤rz 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11. Juni 2003 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, die Rente des KlÃ¤gers rÃ¼ckwirkend ab dem 01. Januar 1999 neu zu
berechnen.

Mit Urteil vom 10. Dezember 2003 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen: Der
Bescheid vom 26. Februar 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.
August 2002 sowie die zuvor ergangenen Bescheide seien mangels Rechtswidrigkeit
nicht nach Â§ 44 Abs. 1 SGB X zurÃ¼ckzunehmen. In Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 a SGB VI
werde zwar weder Â§ 31 BVG noch Â§ 84 a BVG zitiert. Mit der in dieser Vorschrift
erwÃ¤hnten "Grundrente nach dem BVG" werde aber sowohl auf die Bestimmung
des Â§ 31 BVG, in der diese Grundrente geregelt sei, als auch auf die fÃ¼r diese
Bestimmung fÃ¼r das Beitrittsgebiet geltende Ã�bergangsvorschrift des Â§ 84 a
BVG verwiesen, wobei dort auf Anlage I EV Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt III Nr.
1 a weiter verwiesen werde. Auf das Urteil des BVerfG vom 14. MÃ¤rz 2000 hin
habe der Gesetzgeber die Ã�bergangsvorschrift des Â§ 84 a BVG nicht gÃ¤nzlich
gestrichen, sondern nur modifiziert und damit bewusst an ihr fÃ¼r alle nicht in Â§
84 a Satz 3 BVG ausdrÃ¼cklich aufgefÃ¼hrten Personenkreise festgehalten. Da der
KlÃ¤ger nicht unter diese Personenkreise falle, sei Â§ 84 a Satz 1 BVG weiter auf
seinen Fall anwendbar. Das Urteil des BVerfG vom 14. MÃ¤rz 2000 selbst fÃ¼hre zu
keiner wesentlichen Ã�nderung der Rechtslage. Die Feststellung der Nichtigkeit des 
Â§ 84 a BVG beschrÃ¤nke sich auf die Grundrente nach dem BVG.

Gegen das als Einwurfeinschreiben aufgegebene und ihm am 11. Juni 2004 bekannt
gegebene Urteil richtet sich die am 07. Juli 2004 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers,
mit der er sein Begehren weiter verfolgt. Er weist darauf hin, dass er
zwischenzeitlich einen Antrag nach dem Verwaltungsrechtlichen
Rehabilitierungsgesetz gestellt habe.

WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens erteilte die Beklagte den Bescheid vom 08.
Februar 2005, mit dem die Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01. April 2005 neu
berechnet wurde. Die Summe der RentenbetrÃ¤ge von 1 187,77 EUR ermittelte die
Beklagte aus der Rente aus der Rentenversicherung mit 729,64 EUR, der Leistung
aus der Unfallversicherung mit 863,13 EUR und einem Grundrentenbetrag von
405,00 EUR. Gegen diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein. Er ist
jedoch der Ansicht, dieser Bescheid sei Gegenstand des Klageverfahrens geworden.

Der KlÃ¤ger beantragt, nachdem er erklÃ¤rt hat, Ã¼ber den Bescheid vom 08.
Februar 2005 solle im vorliegenden gerichtlichen Verfahren nicht entschieden
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werden,

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 10. Dezember 2003 zu Ã¤ndern und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 25. MÃ¤rz 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14. Mai 2003 zu verpflichten, die Bescheide vom 11.
Februar 2000 und 23. Juni 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.
September 2000 ab 01. Januar 1999 zurÃ¼ckzunehmen und eine hÃ¶here Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit unter Zugrundelegung eines Grund-rentenbetrages
nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 BVG bei der Ermittlung der Summe der RentenbetrÃ¤ge zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat von der Steinbruchs-Berufsgenossenschaft die Auskunft vom 07.
Dezember 2004 eingeholt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der
beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten (), der Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Unrecht abgewiesen. Der Bescheid vom 25.
MÃ¤rz 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Mai 2003 ist
rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat Anspruch
darauf, dass die Beklagte die Bescheide vom 11. Februar 2000 und vom 23. Juni
2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20. September 2000
zurÃ¼cknimmt und bei der Ermittlung der Summe der RentenbetrÃ¤ge einen
Grundrentenbetrag nach dem BVG bei einer MdE von 80 v. H. ab 01. Januar 1999
von 840,00 DM, ab 01. Juli 1999 von 851,00 DM und ab 01. Juli 2000 von 856,00 DM
zugrunde legt und daraus eine hÃ¶here Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit leistet.

Nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X gilt: Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass
eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt
ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und soweit deshalb
Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben
worden sind, ist der Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist,
mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen.

Diese Voraussetzungen liegen hinsichtlich der Bescheide vom 11. Februar 2000 und
vom 23. Juni 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20. September
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2000 vor.

Ã�ber andere Bescheide hat der Senat nicht zu entscheiden. So beantragte der
KlÃ¤ger am 12. Dezember 2002 (ausdrÃ¼cklich nur) die Ã�berprÃ¼fung des
Widerspruchsbescheides vom 20. September 2000 und der zugrunde liegenden
Bescheide. Dem Widerspruchsbescheid vom 20. September 2000 ging zwar auch
der Bescheid vom 18. April 2000 voraus, zu dem mit diesem Widerspruchsbescheid
entschieden wurde. Allerdings beschrÃ¤nkte sich die Geltung des Bescheides vom
18. April 2000 auf den Zeitraum vom 01. April 1995 bis 30. November 1998, denn
der insoweit aufgehobene Bescheid vom 10. Mai 1999 war hinsichtlich des
Zeitraumes ab 01. Dezember 1998 bereits durch den Bescheid vom 11. Februar
2000 aufgehoben worden. Somit trifft der Bescheid vom 18. April 2000 fÃ¼r den
streitigen Zeitraum ab 01. Januar 1999 keine Regelung.

Mit Bescheid vom 25. MÃ¤rz 2003 wurden von der Beklagten auch nicht Ã¼ber den
Antrag des KlÃ¤gers vom 12. Dezember 2002 hinausgehend weitere Bescheide
Ã¼berprÃ¼ft.

Damit ist der Senat gehindert, eine inhaltliche Entscheidung zu den Bescheiden
vom 05. Oktober 2000, 16. Oktober 2000, 26. Mai 2001 und 30. November 2001
sowie zu weiteren gegebenenfalls erlassenen Bescheiden bis zum Zeitpunkt des
Bescheides vom 25. MÃ¤rz 2003 zu treffen.

Die nach Erlass des Bescheides vom 25. MÃ¤rz 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14. Mai 2003 gegebenenfalls ergangenen Bescheide,
insbesondere der Bescheid vom 08. Februar 2005, sind weder nach Â§ 96 Abs. 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) zum Gegenstand des Klageverfahrens, noch nach Â§
153 Abs. 1, Â§ 96 Abs. 1 SGG zum Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden.

Â§ 96 Abs. 1 SGG, der nach Â§ 153 Abs. 1 SGG fÃ¼r das Verfahren vor den
Landessozialgerichten entsprechend gilt, bestimmt: Wird nach Klageerhebung der
Verwaltungsakt durch einen neuen abgeÃ¤ndert oder ersetzt, so wird auch der
neue Verwaltungsakt Gegenstand des Verfahrens.

Diese Voraussetzung liegt nicht vor, denn insbesondere mit dem Bescheid vom 08.
Februar 2005 wird der Bescheid vom 25. MÃ¤rz 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14. Mai 2003 weder geÃ¤ndert noch ersetzt, so dass
der KlÃ¤ger folgerichtig dazu keine Entscheidung des Senats mehr begehrt. Ob eine
Ã�nderung oder Ersetzung vorliegt, ergibt ein Vergleich der jeweiligen
VerfÃ¼gungssÃ¤tze. Mit Bescheid vom 25. MÃ¤rz 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14. Mai 2003 wurde die RÃ¼cknahme des Bescheides
vom 11. Februar 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.
September 2000 abgelehnt. Mit Bescheid vom 08. Februar 2005 wurde die HÃ¶he
der Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01. April 2005 geÃ¤ndert. Mit den beiden
Bescheiden werden unterschiedliche Regelungen getroffen. Dies zeigt sich daran,
dass trotz Bescheides vom 08. Februar 2005 der Bescheid vom 25. MÃ¤rz 2003 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Mai 2003 hinsichtlich seines
Inhaltes unverÃ¤ndert geblieben ist. Mit Bescheid vom 08. Februar 2005 wurde
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gerade weder ausdrÃ¼cklich noch konkludent verfÃ¼gt, dass der Bescheid vom 11.
Februar 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20. September 2000
ganz oder teilweise geÃ¤ndert wird.

Die Bescheide vom 11. Februar 2000 und vom 23. Juni 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. September 2000 sind rechtswidrig, denn die
Summe der RentenbetrÃ¤ge wurde fÃ¼r die streitige Zeit ab 01. Januar 1999, ab
01. Juli 1999 und ab 01. Juli 2000 zu hoch festgesetzt, weil statt zutreffender
GrundrentenbetrÃ¤ge von 840,00 DM ab 01. Januar 1999 von 851,00 DM ab 01. Juli
1999 beziehungsweise von 856,00 DM ab 01. Juli 2000 die niedrigeren so
genannten GrundrentenbetrÃ¤ge (Ost) von 719,00 DM, von 738,00 DM
beziehungsweise von 743,00 DM zugrunde gelegt wurden.

Nach Â§ 93 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a, Abs. 3 1. Halbsatz, Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 und Satz 2 SGB VI in der Fassung des Art. 1 Nr. 19 des Gesetzes vom 21. Juli
2004 (BGBl. I 2004, 1791), der mit RÃ¼ckwirkung zum 01. Januar 1992 in Kraft
getreten ist (Art. 15 Abs. 2), gilt: Besteht fÃ¼r den denselben Zeitraum Anspruch
auf eine Rente aus eigener Versicherung und auf eine Verletztenrente aus der
Unfallversicherung, wird die Rente insoweit nicht geleistet, als die Summe der
zusammentreffenden RentenbetrÃ¤ge vor Einkommensanrechnung den jeweiligen
Grenzbetrag Ã¼bersteigt. Bei der Ermittlung der Summe der zusammentreffenden
RentenbetrÃ¤ge bleiben bei der Verletztenrente aus der Unfallversicherung der
Betrag unberÃ¼cksichtigt, der bei gleichem Grad der Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit als Grundrente nach Â§ 31 in Verbindung mit Â§ 84 a Satz 1 und
2 BVG geleistet wÃ¼rde, bei einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit um 20 v. H.
zwei Drittel der Mindestgrundrente, bei einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit um
10 v. H. ein Drittel der Mindestgrundrente. Der Grenzbetrag betrÃ¤gt 70 v. H. eines
ZwÃ¶lftels des Jahresarbeitsverdienstes, der der Berechnung der Rente aus der
Unfallversicherung zugrunde liegt, vervielfÃ¤ltigt mit dem jeweiligen
Rentenartfaktor fÃ¼r persÃ¶nliche Entgeltpunkte der allgemeinen
Rentenversicherung. Diese Regelungen gelten auch, soweit an die Stelle der Rente
aus der Unfallversicherung eine Abfindung getreten ist. Die Abfindung tritt fÃ¼r den
Zeitraum, fÃ¼r den sie bestimmt ist, an die Stelle der Rente.

Nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 BVG betrug die Grundrente bei einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit um 80 v. H. ab 01. Juli 1998 840,00 DM, ab 01. Juli 1999 851,00
DM und ab 01. Juli 2000 856,00 DM.

Die in Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 a SGB VI getroffene Verweisung auf Â§ 84 a Satz 1 und 2
BVG in Verbindung mit Anlage I zum EV Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt III Nr. 1
Buchstabe a Satz 1 geht ins Leere, denn ab 01. Januar 1999 gibt es aufgrund des
Urteils des BVerfG vom 14. MÃ¤rz 2000 (1 BvR 284/96 und 1 BvR 1659/96),
abgedruckt in BVerfGE 102, 41 keinen gÃ¼ltigen Gesetzestext mehr, so dass sich
die GrundrentenbetrÃ¤ge ausschlieÃ�lich nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 BVG bestimmen.

Die vom BVerfG fÃ¼r nichtig erklÃ¤rten Vorschriften des Â§ 84 a SÃ¤tze 1 und 2
BVG in Verbindung mit Anlage I zum EV Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt III Nr. 1
Buchstabe a Satz 1 lauteten: Berechtigte, die am 18. Mai 1990 ihren Wohnsitz oder
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gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in dem in Art. 3 des EV genannten Gebiet hatten,
erhalten vom Zeitpunkt der Verlegung des Wohnsitzes oder gewÃ¶hnlichen
Aufenthalts, frÃ¼hestens vom 01. Januar 1991 an, Versorgung nach dem
Bundesversorgungsgesetz mit den fÃ¼r dieses Gebiet nach dem Einigungsvertrag
geltenden MaÃ�gaben, auch wenn sie ihren Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in das Gebiet verlegen, in denen dieses Gesetz schon vor dem Beitritt
gegolten hat. Satz 1 gilt entsprechend fÃ¼r Deutsche und deutsche
VolkszugehÃ¶rige aus den in Â§ 1 der Auslandsversorgungsverordnung genannten
Staaten, die nach dem 18. Mai 1990 ihren Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt
in dem in Art. 3 des EV genannten Gebiet begrÃ¼ndet haben. Die in Â§ 31 Abs. 1
BVG in der jeweils geltenden Fassung genannten Deutsche Mark-BetrÃ¤ge sind mit
dem Vom-Hundert-Satz zu multiplizieren, der sich aus dem jeweiligen VerhÃ¤ltnis
der verfÃ¼gbaren Standardrente (Â§ 68 Abs. 3 SGB VI) in dem in Art. 3 des
Vertrages genannten Gebiet zur verfÃ¼gbaren Standardrente in dem Gebiet, in
dem das BVG schon vor dem Beitritt gegolten hat, ergibt.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteilen vom 07. Juli 2005 (B 4 RA 58/04 R, B
4 RA 61/04 R und B 4 RA 11/05 R) bereits in diesem Sinne entschieden. Der Senat
folgt dem BSG aus den GrÃ¼nden dieser Entscheidungen. Das BSG hat insoweit
ausgefÃ¼hrt:

"Die Nichtigkeitsfeststellung des BVerfG hat gemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 2
Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) Gesetzeskraft und wurde im
Bundesgesetzblatt (BGBl. I 2000, 445) mit folgender Entscheidungsformel
verÃ¶ffentlicht: Â§ 84 a BVG in Verbindung mit Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet K
Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe a des Vertrages zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik Ã¼ber die Herstellung
der Einheit Deutschlands â�� Einigungsvertrag â�� vom 31. August 1990 (BGBl. II
889, 1067) ist mit Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz (GG) unvereinbar und nichtig, soweit
die BeschÃ¤digtengrundrente nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 BVG auch nach dem 31.
Dezember 1998 im Beitrittsgebiet anders berechnet wird als im Ã¼brigen
Bundesgebiet.

Es steht also mit Gesetzeskraft fest, dass die angewandten Gesetzestexte insoweit
nichtig sind und Rechtsfolgen hieraus fÃ¼r die Absenkung der BetrÃ¤ge der
BeschÃ¤digtengrundrente nach Â§ 31 Abs. 1 BVG seit dem 01. Januar 1999 nicht
hergeleitet werden kÃ¶nnen. Jede dynamische Rechtsfolgenverweisung auf eine
nichtige Norm geht zwangslÃ¤ufig ins Leere, da die in Bezug genommene Vorschrift
keine Rechtsfolgen mehr auslÃ¶sen kann. Die NichtigkeitserklÃ¤rung umfasst den
Gesetzestext im Umfang der Entscheidungsformel mit allen seinen mÃ¶glichen
Inhalten und ist daher nicht teilbar.

Hieran Ã¤ndert auch nichts die "AnfÃ¼gung" eines Satzes 3 an Â§ 84 a Satz 1 und 2
BVG durch das Gesetz zur Ã�nderung des OpferentschÃ¤digungsgesetzes und
anderer Gesetze vom 06. Dezember 2000 (BGBl. I 1676 f.). Art. 6 dieses Gesetzes
lautet: Dem Â§ 84 a BVG in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982
(BGBl. I 21), das zuletzt durch Art. 16 des Gesetzes vom 30. November 2000 (BGBl.
I 1638) geÃ¤ndert worden ist, wird folgender Satz angefÃ¼gt:
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"Die SÃ¤tze 1 und 2 gelten ab dem 01. Januar 1999 nicht fÃ¼r die
BeschÃ¤digtengrundrente nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 von Berechtigten nach Â§ 1
sowie fÃ¼r die BeschÃ¤digtengrundrente von Berechtigten nach dem
HÃ¤ftlingshilfegesetz, dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz und nach dem
Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz, die in entsprechender Anwendung
des Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 gezahlt werden."

Der Bundestag als parlamentarischer Gesetzgeber hat damit die SÃ¤tze 1 und 2 a.
a. O. nicht erneut als Gesetz beschlossen.

Dasselbe gilt fÃ¼r die Ã�nderung des vorgenannten Â§ 84 a Satz 3 BVG durch Art.
11 Nr. 3 des Gesetzes zur Sicherung der nachhaltigen Finanzierungsgrundlagen der
gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Nachhaltigkeitsgesetz) vom 21. Juli 2004
(BGBl. I 1791, 1803 f.), dessen Text lautet:

3. Â§ 84 a Satz 3 wird wie folgt gefasst:

"Die SÃ¤tze 1 und 2 gelten ab dem 01. Januar 1999 nicht fÃ¼r die
BeschÃ¤digtengrundrente nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 und die
SchwerbeschÃ¤digtenzulage nach Â§ 31 Abs. 5 von Berechtigten nach Â§ 1 sowie
fÃ¼r die BeschÃ¤digtengrundrente und die SchwerstbeschÃ¤digtenzulage von
Berechtigten nach dem HÃ¤ftlingshilfegesetz, dem Strafrechtlichen
Rehabilitationsgesetz und nach den Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz,
die in entsprechender Anwendung des Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 gezahlt
werden."

Auch hiermit hat der Deutsche Bundestag den fÃ¼r nichtig erklÃ¤rten Teil des
Textes des Â§ 84 a BVG in Verbindung mit dem EV Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe a
Satz 1 Regelung 4 nicht erneut als Gesetz beschlossen. Im Ã�brigen wurde an EV
Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe l, der die "GrundrentenkÃ¼rzung" fÃ¼r die weiterhin
im Beitrittsgebiet wohnenden Kriegsopfer regelt, ein dem Â§ 84 a Satz 3 BVG
entsprechender "Satz" nicht angefÃ¼gt.

Bislang ist nach der Nichtigkeitsfeststellung durch das BVerfG kein vom Bundestag,
der fÃ¼r den Bund allein originÃ¤r Gesetze "geben" kann, beschlossener Text mit
dem Inhalt der fÃ¼r nichtig erklÃ¤rten Normen im Bundesgesetzblatt
verÃ¶ffentlicht worden. "Der Gesetzgeber" hat die nichtigen Normen nicht
wiederholt.

Ein vom BVerfG fÃ¼r nichtig erklÃ¤rtes Bundesgesetz kann nur mittels eines neuen
Gesetzgebungsverfahrens einschlieÃ�lich einer neuen VerkÃ¼ndung im
Bundesgesetzblatt zum Bundesgesetz werden, nicht aber dadurch, dass andere
Bundesgesetze auf das nichtige Gesetz verweisen oder so tun, als gelte es noch."

Die oben genannte Rechtsprechung, die im Zusammenhang mit dem Recht auf
DienstbeschÃ¤digungsausgleich ergangen ist, hat das BSG zwischenzeitlich, wie
dem Pressebericht des BSG Nr. 56/05 vom 02. November 2005 Ã¼ber die am 20.
Oktober 2005 getroffenen Entscheidungen zu entnehmen ist, auch bezÃ¼glich Â§
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93 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a SGB VI fortgefÃ¼hrt. Soweit das BSG in diesen
Entscheidungen auch aus anderen GrÃ¼nden Â§ 84 a Satz 1 und 2 BVG nicht fÃ¼r
anwendbar gehalten hat, bedarf dies keiner weiteren ErÃ¶rterung, denn die oben
genannte BegrÃ¼ndung trÃ¤gt bereits allein die Entscheidung des erkennenden
Senats.

Â§ 93 SGB VI in der Fassung vor In-Kraft-Treten des Art. 1 Nr. 19 des Gesetzes vom
21. Juli 2004, der hinsichtlich der vorliegend maÃ�gebenden Regelungen mit
Ausnahme des Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a SGB VI mit der nunmehr gÃ¼ltigen
Neufassung identisch ist, ist, da rÃ¼ckwirkend zum 01. Januar 1992 auÃ�er Kraft
getreten, nicht anzuwenden. Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 a SGB VI in der ursprÃ¼nglichen
Fassung bestimmte: Bei der Ermittlung der Summe der zusammentreffenden
RentenbetrÃ¤ge bleibt bei der Verletztenrente aus der Unfallversicherung der
Betrag unberÃ¼cksichtigt, der bei gleichem Grad der Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit als Grundrente nach dem BVG geleistet wÃ¼rde, bei einer
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit um 20 v. H. zwei Drittel der Mindestgrundrente,
bei einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit um 10 v. H. ein Drittel der
Mindestgrundrente.

Die unter der Geltung dieser ursprÃ¼nglichen Fassung praktizierte
Rechtsanwendung des Â§ 84 a BVG, die seinerzeit von den
RentenversicherungstrÃ¤gern damit begrÃ¼ndet wurde, dass Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 a
SGB VI generell auf die Grundrente nach dem BVG und damit neben Â§ 31 Abs. 1
Satz 1 auch auf Â§ 84 a BVG verweist, wurde vom BSG in den Urteilen vom 10. April
2003 â�� B 4 RA 32/02 R -, abgedruckt in SozR 4-2600 Â§ 93 Nr. 2, und vom 20.
November 2003 â�� B 13 RJ 5/03 R -, abgedruckt in SozR 4-2600 Â§ 93 Nr. 3, bereits
als nicht gesetzeskonform missbilligt. Eine solche Auslegung kommt unter der
Geltung der Neufassung des Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 a SGB VI ohnehin nicht mehr in
Betracht, weil, nachdem die Verweisung auf Â§ 84 a Satz 1 und 2 BVG ins Leere
geht, als einzige und ausdrÃ¼cklich genannte Vorschrift fÃ¼r die Bestimmung des
Grundrentenbetrages Â§ 31 BVG verbleibt. Die Rechtslage hinsichtlich des ab 01.
Januar 1999 streitigen Zeitraumes bleibt somit unverÃ¤ndert.

Wird der Grundrentenbetrag nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 BVG zugrunde gelegt, erfolgt
eine Anrechnung der Verletztenrente auf die Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
nicht. Es ergibt sich danach folgende Berechnung:

ab 01. Januar 1999:

Rente aus der Rentenversicherung 1 298,23 DM

Leistung aus der Unfallversicherung 1 538,75 DM

abzÃ¼glich Grundrente nach dem BVG (MdE 80 v. H.) 840,00 DM

verbleiben 698,75 DM

Summe der RentenbetrÃ¤ge 1 996,98 DM.
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Der Grenzbetrag betrÃ¤gt ausgehend von einem Jahresarbeitsverdienst von 34
621,79 DM, wie im Bescheid vom 11. Februar 2000 ermittelt, 2 019,60 DM.

Die Summe der RentenbetrÃ¤ge Ã¼bersteigt den Grenzbetrag zum 01. Januar 1999
nicht.

ab 01. Juli 1999:

Rente aus der Rentenversicherung 1 334,44 DM

Leistung aus der Unfallversicherung 1 578,45 DM

abzÃ¼glich Grundrente nach dem BVG (MdE 80 v. H.) 851,00 DM

verbleiben 727,45 DM

Summe der RentenbetrÃ¤ge 2 061,89 DM.

Der Grenzbetrag betrÃ¤gt ausgehend von einem Jahresarbeitsverdienst von 35
515,03 DM, wie ebenfalls im Bescheid vom 11. Februar 2000 ermittelt, 2 071,71
DM.

Die Summe der RentenbetrÃ¤ge Ã¼bersteigt den Grenzbetrag zum 01. Juli 1999
damit nicht.

ab 01. Juli 2000:

Rente aus der Rentenversicherung 1 342,38 DM

Leistung aus der Unfallversicherung 1 587,92 DM

abzÃ¼glich Grundrente nach dem BVG (MdE 80 v. H.) 856,00 DM

verbleiben 731,92 DM

Summe der RentenbetrÃ¤ge 2 074,30 DM.

Der Grenzbetrag betrÃ¤gt ausgehend von einem Jahresarbeitsverdienst von 35
728,12 DM, wie ebenfalls im Bescheid vom 23. Juni 2000 ermittelt, 2 084,14 DM.

Die Summe der RentenbetrÃ¤ge Ã¼bersteigt den Grenzbetrag zum 01. Juli 2000
damit nicht.

Die Berufung des KlÃ¤gers hat somit Erfolg.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 SGG und entspricht dem Ergebnis
des Rechtsstreits.
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Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 SGG) nicht vorliegen.

Erstellt am: 27.02.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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